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Das macht krank!
Fluglärm über Köln

Fluglärm wurde 2012 zum bundesweiten Großkonflikt. In Frankfurt protestieren Lärmschützer monatelang 
gegen eine vierte Landebahn, in Brandenburg war gerade ein Volksbegehren gegen Nachtflüge am künftigen 
Hauptstadtflughafen Berlin-Brandenburg, in München verhindern Anwohner durch Bürgerentscheid eine 
dritte Landebahn. Was ist mehr Wert — die Gesundheit der Anwohner oder die Interessen der Wirtschaft? 
Anja Albert und Bernd Wilberg haben sich ein Bild von der Situation rund um den Köln / Bonner Flughafen 
gemacht: Hier sind die Menschen besonders geplagt, denn in keiner anderen Stadt gibt es so viele nächtliche 
Starts und Landungen wie im Rheinland. Manfred Wegener hat diejenigen fotografiert, die seit Jahren dafür 
kämpfen, dass zumindest ein nächtliches Verbot von Ferienfliegern durchgesetzt wird.

Foto: kallejipp / photocase.com
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» Einerseits ist die Debatte um den Köln/Bonner Flug-
hafen und den Fluglärm sehr kompliziert. Es gibt 
Beschlüsse im Rat der Stadt Köln und den angrenzenden 
Kreisen, es gibt Entscheidungen auf kommunaler, auf 
Länder- und Bundesebene, es gibt Gesetze, Verordnun-
gen und Genehmigungen. Es gibt einen Aufsichtsrat des 
Flughafens, eine Betreibergesellschaft, auch eine Lärm-
schutzkommission. Es gibt Gerangel um  Zuständigkei-
ten: Wer darf entscheiden, wer darf Entscheidungen wie-
der aufheben? Es sind Grenzwerte für den Fluglärm fest-
gesetzt worden, es gibt viele Regelungen und viele Aus-
nahmen, Zweifelsfälle, Interpretationsspielräume, Kla-
gen, Gerichtsurteile. Und vor allem gibt es eine mächtige 
Lobby für den Flugverkehr, aber auch immer mehr Initia-
tiven, die sich gegen Fluglärm zur Wehr setzen.

Als man 1957 in der damaligen Stadt Porz am Rhein 
den Militärflughafen in einen modernen Airport für den 
zivilen Luftverkehr umgestaltete, starteten von dort aus 
schon bald die ersten Interkontinentalflüge. Wirtschaft-
lich betrachtet, war die Lage günstig. Dass der Airport 
mitten im Naturschutzgebiet Wahner Heide lag, nahmen 
die Politiker in Kauf. Und es kümmerte sie nicht, dass die 
Starts und Landungen bald schon die Anwohner der stark 
wachsenden Stadt Porz, aber ebenso die Menschen der 
umliegenden Gemeinden belasten würde. 

In Niehl und Mülheim hört man die Landeanflüge; in 
Rath-Heumar und Rodenkirchen die Starts. Am Tag mag 
das gerade so erträglich sein, nachts weckt es Menschen 
auf oder sie finden erst gar nicht in den Schlaf. Der Flug-
lärm ist auch in den angrenzenden Kreisen ein Problem. 
In Siegburg und Lohmar, in Rösrath und Neunkirchen-
Seelscheid, in Lindlar und Engelskirchen. Insgesamt mel-
dete Köln/Bonn letztes Jahr 131.000 Starts und Landun-
gen, mehr als ein Viertel davon fanden nachts statt. Laut 
einer Studie von Euro-Control, der europäischen Organi-
sation zur Flugsicherung, war Köln/Bonn 2009 zwischen 
Mitternacht und 5 Uhr der am meisten genutzte europäi-
sche Flughafen: Mit durchschnittlich 61 Starts und Lan-
dungen hängt er Großflughäfen wie Madrid und Amster-
dam ab; zwischen 22 und 6 Uhr sind es sogar 90 bis 100 
Flugbewegungen. Als der Frankfurter Flughafen noch 
nachtoffen war, kam es dort zwischen Mitternacht und 5 
Uhr laut Euro-Control bloß zu 25 Starts und Landungen.

»Das ist absoluter Irrsinn, was uns nachts zugemutet 
wird«, sagt Wolfgang Hoffmann, der seit Jahrzehnten in 
Rath-Heumar wohnt. Er ist zweiter Vorsitzender der 
Lärmschutzgemeinschaft Flughafen Köln/Bonn e.V. und 
wie die meisten seiner Mitstreiter längst Flugverkehr-
Experte, der Flugbewegungen protokolliert und Entwick-
lungen am Airport verfolgt. Nach einer Auswertung bis 
zum August 2012 haben die Nachtflüge dieses Jahr im 
Vergleich zum Vorjahr zugenommen. »Die besonders lau-
ten Brummer«, sagt Hoffmann, »sogar um 35 Prozent«. 

Etwa 30 Prozent der nächtlichen Flüge finden mit 
Passagiermaschinen statt. Die sind zwar leiser als die ver-
alteten Maschinen, die noch für Transportflüge benutzt 
werden, aber für die Initiativen bietet sich hier ein Ansatz-
punkt. Ein Kampf gegen nächtlichen Frachtflug gilt hinge-
gen mittlerweile als aussichtslos, denn die Lobby für die 
ansässigen Express-Frachtunternehmen FedEx und UPS 
ist zu mächtig. So landete etwa der ehemalige NRW-Ver-
kehrsminister Oliver Wittke (CDU) 2008 einen Coup, der 
die Flughafen-Lobby jubilieren ließ. Ohne weitere Aufla-
gen verlängerte er die ursprünglich bis 2015 geltende 
Nachtflugregelung bis 2030. Er entsprach damit den Wün-
schen der Flughafenbetreiber — und ignorierte die Pro-
teste der Lärmschutzkommission. 

Dabei klagt ein Drittel der bundesdeutschen Bevölke-
rung laut Umweltbundesamtes (UBA) über Fluglärm. 
Dass Krach krank macht, geht aus zahlreichen medizini-
schen Studien hervor. Für das UBA analysierte der Flug-
lärm-Mediziner Eberhard Greiser die Daten von einer Mil-
lion Krankenversicherten im Raum Köln/Bonn. Es ist die 
bislang größte Datenbasis für eine derartige Studie. Dem-
nach treten Herzinfarkte, Schlaganfälle und Kreislaufpro-
bleme deutlich häufiger bei nächtlichem Fluglärm auf. 
Auch das gehäufte Auftreten von Demenz, Diabetes 
sowie psychischer Erkrankungen sind Greiser zufolge auf 
nächtlichen Fluglärm zurückzuführen.

Für Experten kann das derzeitige Fluglärmgesetz die 
Bevölkerung nicht wirksam schützen. Es fehlen Schutz-
ziele und verbindliche Lärmobergrenzen, sagen die Lärm-
gegner. Tatsächlich haben Verstöße kaum Folgen. Die 
Novelle des Fluglärmgesetzes von 2007 erlaubt tagsüber 
einen Dauerschallpegel von 65 Dezibel und nachts von 55 
Dezibel. Werden außen nachts sechsmal mehr als 72 

Flughafen Köln / Bonn 
— Lärm und Wirt-
schaftskraft im  
Naturschutzgebiet 

1957
Der 1938 errichtete Militärf
lughafen wird zukünftig für  
die zivile Luftfahrt genutzt.  
Der Flugplatz liegt mitten  
im Naturschutzgebiet  
Wahner Heide.  

1960
Eine bestehende Flugpiste  
wird um eine große Start- und 
Landebahn mit einer Länge von 
3,8 Kilometern fertiggestellt. 
Erste Langstreckenflüge starten.

1970
Das heutige Terminal 1  
wird eröffnet.

1986 
UPS Airlines richtet sein  
Europa-Drehkreuz ein.  
Mit TNT folgt zwei Jahre  
später ein weiterer Fracht- 
Carrier, der 1998 jedoch  
nach Lüttich wechselt.
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Dezibel gemessen, kann man zumindest Schallschutz-
fenster beantragen. Allerdings nur für Schlafräume, nicht 
in Wohnzimmer oder Küche. In Rath-Heumar lag 2012 bis 
August der nächtliche Dauerschallpegel bei 54,6 Dezibel, 
der Maximalpegel bei 86 Dezibel — das entspricht einem 
ratternden Presslufthammer. Das Risiko steige bereits bei 
40 Dezibel erheblich an, so Flug-Mediziner Greiser. Ähnli-
che Grenzwerte empfehlen die groß angelegte Hyena-
Studie im Umfeld sechs europäischer Flughäfen sowie 
eine umfangreiche Schweizer Studie. »Das Mindeste ist, 
die Zeit von 22 bis 6 Uhr von Flugbewegungen freizuhal-
ten, und zwar komplett«, fordert Greiser. 

In Frankfurt, München, Düsseldorf, Hamburg und 
Stuttgart haben Proteste zu Nachtflugbeschränkungen 
geführt, wenn auch für einen kürzeren Zeitraum als Medi-
ziner empfehlen. Und soeben hatte ein Volksbegehren für 
ein nächtliches Flugverbot am künftigen Airport Berlin-
Brandenburg Erfolg. In Leipzig/Halle, ein ähnlich bedeu-
tender Frachtumschlageplatz wie Köln, gibt es neuer-
dings ein Nachtflugverbot für Passagierjets. Eine Forde-
rung, für die Lärmschützer in Köln seit 1997 erfolglos 
kämpfen. Damals verfasste die rot-grüne NRW-Landesre-
gierung ein »22-Punkte-Programm«. Doch die entschei-
denden Punkte — Nachtflugverbote für Passagierflieger 
sowie für Fracht-Maschinen, die mehr als 340 Tonnen 
wiegen — sind bis heute nicht umgesetzt. 

 »Seit 15 Jahren wird den Menschen hier von Politi-
kern etwas versprochen, was nicht eingehalten wird«, 
sagt Wolfgang Hoffmann von der Lärmschutzgemein-
schaft. »Wir haben die Lügen satt.« Im November kamen 
wieder einmal etwa 800 Menschen im Flughafen zu einer 
Demonstration zusammen. Ihre Wut richtete sich gegen 
Bundesverkehrsminister Peter Ramsauer (CSU), der im 
August dieses Jahres ein Nachtflugverbot für Passagier-

jets in Köln/Bonn gestoppt hat, das SPD und Grüne 
durchsetzen wollten. Aber auch die rot-rüne Landesregie-
rung wird attackiert, denn sie will nicht weiter juristisch 
gegen Ramsauers Ablehnung vorgehen; in Düsseldorf 
heißt es, dass mehrere Expertisen vorlägen, wonach dies 
chancenlos sei. Nicht zuletzt reagieren die Demonstran-
ten gereizt auf Bundestagsabgeordnete, die ein falsches 
Spiel betreiben. So stellen sich die CDU-Politikerinnen 
Ursula Heinen, parlamentarische Staatssekretärin im 
Bundesumweltministerium, und Elisabeth Winkelmeier-
Becker in ihren Wahlkreisen Köln beziehungsweise Sieg-
burg auf Seiten der Anwohner — während sie in Berlin die 
Haltung der Bundesregierung mittragen.

Die Proteste und die medizinischen Erkenntnisse  
zu den Folgen von Fluglärm kümmern die Lobbyisten 
nicht. »Flüge in Tagesrandzeiten«, ein PR-Euphemismus 
für den Nachtflug, seien »unverzichtbar für Wirtschaft 
und Arbeitsplätze«, behauptet etwa Klaus-Peter Sieg-
loch. Der frühere ZDF-Journalist und  Moderator des 
heute journal ist seit kurzem Präsident des Lobbyver-
bandes BDL, dem Bundesverband der deutschen Luft-
verkehrswirtschaft. Klar, dass der BDL auch eine 
Besteuerung von Kerosin ablehnt und auch gegen die 
2011 von der Bundesregierung eingeführte Luftver-
kehrsabgabe, die sogenannte Ticketsteuer, kämpft —  
die Umweltverbände zumindest als einen Schritt hin zu 
ökologischer Preisgestaltung sehen.  

Dass sein Flughafen eine »Jobmaschine« sei, lässt 
auch Michael Garvens, Geschäftsführer der Flughafen
gesellschaft, regelmäßig im Image-Magazin nebenan, der 
sogenannten Nachbarschaftszeitung des Flughafens, mit-
teilen. 13.375 Menschen in den 128 Betrieben! Doch über 
die Qualität der Arbeitsplätze, von denen mehr als ein 
Drittel Teilzeit-Jobs sind, schweigt er. Ebenso über die 

1996
Die rot-grüne Landesregierung 
verständigt sich auf ein 
22-Punkte-Programm.  
Darin enthalten sind verbind-
liche Ziele zur Lärmminderung, 
eine Kernruhezeit für Passagier-
flüge von Mitternacht bis 5 Uhr 
sowie ein Verbot von sehr 
schweren und lauten Cargo-
Fliegern mit mehr als 340 Ton-
nen Gewicht. Die entschei-
denden Vereinbarungen wur-
den bis heute nicht umgesetzt.

1997
Bundesverkehrsminister 
Matthias Wissmann (CDU) lehnt 
die verschärfte Nachtflugrege-
lung der rot-grünen Landesre-
gierung ab. Kurz darauf verkün-
det NRW-Ministerpräsident 
Wolfgang Clement (SPD) »ich 
bin überzeugt, dass unsere 
Rechtsposition (die des Landes) 
richtig ist und die des Bundes 
nicht hält« und verspricht »alles 
zu unternehmen, was jetzt 
möglich ist, um weiteres Lärm-
wachstum zu verhindern und 
mittelfristig Lärm zu mindern«.

» Der Flughafen schafft 
es, sich Wettbewerbs­
vorteile durch Einfluss­
nahme der Politik zu 
sichern. Fluglärm macht 
krank, in den Kern­
ruhezeiten muss man 
nicht fliegen.
Kai Langenberger, Lohmar

» Der wirtschaftliche  
Nutzen wird letztlich nur 
von Fluggesellschaften, 
dem Flughafen und Lobby­
isten behauptet. Viele  
Flughäfen kommen gut 
ohne Nachtflüge aus.
Helmut Schumacher, Hennef
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Nöte der Anwohner. Lieber verweist er auf den passiven 
Schallschutz, den der Flughafen seit 20 Jahren finanziere. 
Das sind Lärmschutzfenster, aber auch Belüftungsanla-
gen für Kellerräume, wenn Anwohner oberirdisch keine 
Ruhe mehr finden. Mittlerweile ist die Flughafengesell-
schaft dazu durch das 2007 novellierte Fluglärmgesetz 
verpflichtet.

Derweil propagieren die Flughafenbetreiber störrisch 
ihre Wachstumsideologie. Ihr Denken und ihre Interessen 
sind mit einem übergeordneten Verkehrskonzept nicht 
vereinbar. Flughafenbetreiber konkurrieren um Passa-
giere, aber vor allem um die Ansiedlung von Airlines und 
Unternehmen, die — wie immer wieder betont wird — 
Arbeitsplätze schafften.  

Im Passagierflugbereich sieht sich der Flughafen 
Köln/Bonn im Wettbewerb mit dem nur 50 Kilometer 
entfernten Düsseldorfer Airport. Außerdem ist NRW mit 
unzähligen Regionalflughäfen für Billig-Flieger übersät, 
die mit Kampfpreisen um Fluggäste buhlen und damit 
geringe Bezahlung und schlechte Arbeitsbedingungen 
rechtfertigen können. Dabei ist der Köln/Bonner Flugha-
fen trotz etwa zehn Millionen Passagieren und Billigflug-
Linien wie Germanwings vor allem ein Frachtumschlage-
platz und wird in dieser Hinsicht nur von Frankfurt und 
Leipzig übertrumpft. Heute bestellt, morgen geliefert. 
Man kann die Beschleunigung aberwitzig finden, doch in 
Zeiten, in denen immer mehr Kunden ihre Online-Bestel-
lung schon am folgenden Morgen an der Haustür in Emp-
fang nehmen wollen, boomt die Logistikbranche und 
damit der nächtliche Frachtverkehr.

Aber die Flughafengesellschaft will auch am nächtli-
chen Passagierverkehr festhalten. Durch ein Passagier-
flugverbot würden in der Region 1700 Arbeitsplätze 
wegfallen und die Unternehmen erlitten Einbußen von 

mehr als 100 Millionen Euro. Zu diesem Ergebnis kommt 
eine Studie vom Airport Research Center, der Unterneh-
mensberatung Booz/Allen/Hamilton und dem Prognos-
Institut. Die Studie sei tendenziös und entspreche nicht 
wissenschaftlichen Standards, sagt hingegen Professor 
Friedrich Thießen, der an der TU Chemnitz Finanzwirt-
schaft lehrt. Thießen sagt, es würde eine Verlagerung 
von Arbeitsplätzen als deren Vernichtung dargestellt.  
Er hält die Zahlen der Fluglärm-Gegner um Wolfgang 
Hoffmann für plausibler: Demnach fielen lediglich 270 
Jobs weg. Und die nächtlichen Passagierflüge müssten 
auch nicht alle gestrichen werden, wie die Flughafen
betreiber in ihrer Rechung annehmen, sondern könnten 
zu mehr als der Hälfte am Tag abgewickelt werden. Thie-
ßen ärgert sich darüber, dass das »Totschlagargument 
Jobmotor« von den meisten so unkritisch übernommen 
wird und der entscheidende Aspekt der Folgekosten,  
die durch Lärmschädigungen entstehen, so wenig Beach-
tung findet: »Die Folgekosten sind um ein Vielfaches 
höher als das, was der Flughafen mit Nachtflügen ver-
dient. Das wollen aber nur die wenigsten sehen.« Dies 
könnte sich bald ändern, denn Eberhard Greiser arbeitet 
derzeit an einer entsprechenden Studie über Folgekos-
ten, die durch die Lärmbelästigung am Köln / Bonner 
Flughafen entstehen. Im April möchte er konkrete  
Zahlen vorlegen, zurzeit kann er schon ein Zwischener
gebnis verkünden: »Ich vermute, dass die Gesamtsumme 
in einem Zeitraum von zehn Jahren bei weit mehr als  
100 Millionen Euro liegen dürfte.«

Menschen wie Thießen oder Greiser finden bei der 
Politik allerdings kaum Gehör. Politiker von CDU, SPD 
und FDP übernehmen die Argumente der Flughafen-
lobby — zumindest solange ihr Wahlkreis nicht in einer 
Einflugschneise gilt.

2000
Im Rat der Stadt Köln fordern 
CDU, Grüne und FDP im 
Februar ein Verbot für nächt-
liche Frachtflüge mit mehr als 
340 Tonnen und eine Kernru-
hezeit im Passagierverkehr zwi-
schen Mitternacht und 5 Uhr. — 
Im selben Jahr eröffnet der 
Flughafen das Terminal 2. 

2001
Die Fluglärmkommission  
beanstandet weitere Schall-
schutzmaßnahmen, weil der 
nächtliche Fluglärm nicht  
abgenommen habe.  

2002
Mit Germanwings und Hapag-
Lloyd Express siedeln sich  
die ersten Billig-Flieger an.  
Zwei Jahre später folgt Easy Jet. 
Die irische Linie RyanAir 
kommt 2012 hinzu.

2004
Eine Erweiterungshalle (»Star-
walk«) mit Geschäften, Gastro-
nomie, Flugsteigen und Büros 
wird eröffnet. Später eröffnet 
NRW-Verkehrsminister Oliver 
Wittke (CDU) das neue Sortier-
zentrum der DHL. 

» Vorschläge zu Flugroutenänder­
ungen werden vom Stadtrat abge­
wiesen: weil sich dann andere 
Anwohner beschweren würden.  
Deswegen lasse man lieber alles beim 
Alten, wir seien den Lärm ja gewöhnt.
Petra Hemptenmacher, Troisdorf

» Politiker denken nicht an anfallende 
Gesundheitskosten. Meine Frau und ich 
haben Herz-Kreislauf-Probleme, seit wir  
in der Nähe des Flughafens wohnen.
Manfred Prante, Köln-Neubrück
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Bei Jochen Ott ist das anders. Der Wahlkreis des stellver-
tretenden SPD-Fraktionschefs im Landtag umfasst zwar 
Porz und auch das lärmgeplagte Rath-Heumar. Aber er 
behauptet: »Die Porzer sind stolz auf ihren Flughafen.« 
Das wisse er aufgrund seiner Führungen im Flughafen, 
bei denen er großes Interesse am Betrieb und der Arbeit 
von Logistikunternehmen wie UPS und FedEx feststelle. 
So ist auch für Ott der Flughafen ein Wirtschaftsmotor, 
der 13.000 Arbeitsplätze am Laufen hält. Seinen Wahl-
kreis hat Ott zweimal gewonnen.

Er wolle zwar ein Nachtflugverbot für Passagierma-
schinen zwischen Mitternacht und 5 Uhr morgens — aber 
unter der Voraussetzung »europaweiter Rahmenbedin-
gungen, damit es nicht zu Wettbewerbsverzerrungen 
kommt«. Und bis dahin, so Ott, der auch im Aufsichtsrat 
des Flughafens sitzt, müsse es andere Lösungen geben. Er 
verweist auf passiven Schallschutz, für den der Flughafen 
über das gesetzlich vorgeschrieben Maß hinaus finanziell 
aufkomme. Oder auf die Forschungen am Deutschen Zen-
trum für Luft- und Raumfahrt (DLR), wo man an einem 
geräuschlosen Flugzeug-Triebwerk herumtüftelt.

Jürgen Roters (SPD) macht keinen Hehl daraus, dass 
er jegliche Nachtflugverbote in Köln ablehnt: Der Ober-
bürgermeister will Planungssicherheit für die Firmen 
bieten, sonst suchten sie sich einen anderen Standort, so 
seine Argumentation. Im September nutzte er die Ratssit-
zung, um sich »bei der Lufthansa AG für die Standortent-
scheidung ihrer neuen Tochtergesellschaft herzlich zu 
bedanken.« Und weiter: »Wir schätzen es sehr, dass die 
Lufthansa AG uns das Vertrauen entgegengebracht hat, 
vielen Dank!« Beifall bei SPD, CDU und FDP. 

Offenkundig ist die einzige Idee, mit der die SPD jetzt 
für etwas Ruhe in der Nacht sorgen möchte, die Staffe-
lung der Entgelte für Flugzeuge. So könnten laute 

Maschinen für die Fluggesellschaften unattraktiv werden. 
Bislang sind in Köln noch Maschinen vom Typ MD-11 im 
Einsatz, sie gehören zu den lautesten Frachtfliegern.  
Die Pläne für entsprechende Entgeltregelungen, so Ott, 
lägen schon bei NRW-Verkehrsminister Michael Groschek 
(SPD) und könnten 2013 umgesetzt werden. Der Kölner 
Rat hatte im März dieses Jahres den Beschluss gefasst, die 
Kölner Vertreter in der Gesellschafterversammlung des 
Flughafens sollten darauf hinwirken. Dort sitzen Vertreter 
der Eigentümer des Flughafens, das sind der Bund, das 
Land und die Stadt Köln, denen je fast ein Drittel gehört; 
geringe Anteile besitzen außerdem die Stadt Bonn, der 
Rhein-Sieg-Kreis und der Oberbergische Kreis.

Die Grünen, die in Köln und im Land mit der SPD  
koalieren und zumindest offiziell eine rot-grüne Bundes
regierung anstreben, geraten durch die Haltung der SPD 
zum Nachtflug in eine heikle Situation. 

Jörg Frank, Geschäftsführer und wirtschaftspolitischer 
Sprecher der Grünen im Kölner Rat, gibt sich kämpferisch. 
Er fordert Ott auf, zu den rot-grünen Koalitionsvereinba-
rungen zu stehen, denn Ott habe »durchaus manchmal 
öffentlich daran Zweifel aufkommen lassen«. Für die von 
Ott gelobte Geschäftsführung des Flughafens findet Frank, 
der bis Januar 2010 als einer der städtischen Vertreter im 
Aufsichtsrat saß, keine anerkennenden Worte. Vielmehr 
habe die sich »gegenüber der von Nachtfluglärm geplagten 
Bevölkerung bislang immer ignorant« verhalten.

Sein Parteikollege Arndt Klocke aus Nippes kennt die 
Auseinandersetzungen aus den Koalitionsverhandlungen 
mit der SPD in Düsseldorf. Der verkehrspolitische Spre-
cher der Grünen-Landtagsfraktion hofft, dass die Initiati-
ven den öffentlichen Druck erhöhen und dass ein Regie-
rungswechsel in Berlin bald doch noch den Weg für das 
nächtliche Passagierflugverbot frei macht. Klocke, der 

2006 
Ein neues Verwaltungsgebäude 
für Germanwings wird errichtet.

2007
Die Fluglärmkommission  
fordert die Kernruhezeit für  
Passagierflüge zwischen Mitter-
nacht und 5 Uhr — so wie es  
im 22-Punkte-Programm vor
gesehen war. NRW-Verkehrs
minister Wittke lehnt ab.

2008
Wittke verlängert im Februar 
vorzeitig gegen das Votum  
der Fluglärmkomission die  
geltende Nachtflugregelung bis 
2030, als Grund nennt er die 
Planungssicherheit des Flug
hafens und der dort ansässigen 
Unternehmen. In der Folge  
siedelt sich der Frachtflug- 
Carrier FedEx an. 

» Solange Ramsauer im 
Bund Verkehrsminister ist, 
haben wir nicht viele 
Chancen. Dabei würde ein 
Nachtflugverbot Arbeits­
plätze bloß verschieben, 
nicht abschaffen.
Walter Fischbach, Siegburg-Kaldauen 

» Wir wohnen schön im 
Grünen und können das 
kaum nutzen. Lärmschutz­
fenster bringen nichts, 
wenn man mal auf der 
Terrasse sitzen möchte. 
Dieter von Niessen, Rösrath-Kleineichen
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auch auf Demos gegen Fluglärm als Redner auftritt, muss 
seinen Wählern erklären, warum die Grünen mit der SPD 
nicht nur an Bundesminister Ramsauer gescheitert sind, 
sondern im Grunde gar keine gemeinsame Position ent-
wickelt haben. Zwar meint Klocke, es müsse eine Ver-
kehrswende analog zur Energiewende geben. Doch einen 
angedachten »Masterplan Verkehr« im Rahmen eines 
»Green New Deal«, wie es mal hieß, wird er mit dieser 
SPD, für die Arbeitsplätze immer das stärkste Argument 
sind, kaum aushandeln können. 

Michael Groschek (SPD), seit Mai neuer NRW-Ver-
kehrsminister, hat die Lärmgegner vor den Kopf gestoßen. 
Nachdem Bundesverkehrsminister Ramsauer die Zusage 
verweigert hat und das Ministerium  unter seinem Vorgän-
ger Harry Voigtsberger (SPD) immer betont hatte, dass der 
Lärmschutz nicht ausreiche, verkündete Groschek nun 
lapidar, dass die Häuser durchaus ausreichend schallge-
schützt seien: »In der Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts ist geklärt, dass nach geltendem Luftrecht 
(Bundesrecht) an einem planfestgestellten Flughafen 
Flugbetriebsbeschränkungen von der Luftfahrtbehörde 
als ultima ratio erst verfügt werden dürfen, wenn fest-
steht, dass baulicher Schallschutz zur Behebung gesund-
heitsgefährdenden Flugbetriebs nicht ausreicht. Dafür 
sind am Flughafen Köln/Bonn keine Anhaltspunkte vor-
handen.« Und so hat sich die NRW-Koalition darauf ver-
ständigt, auf die nächste Bundestagswahl zu setzen. 

Die letzte juristische Hoffnung besteht in einem 
Planfeststellungsverfahren (PFV). Das hat es aufgrund 
der besonderen Geschichte des Flughafens nie gegeben. 
Da aber UPS seine Kapazitäten demnächst mit einer 
neuen Halle verdoppeln will, ist die Frage, ob dies als 
wesentliche Nutzungsänderung interpretiert werden 
kann. Denn dann würde ein PFV notwendig — und damit 

die Möglichkeit, gegen die geltende Betriebsgenehmi-
gung Einspruch zu erheben. Jörg Frank sieht darin eine 
Möglichkeit, den nächtlichen Flugverkehr durch ver-
bindliche Lärmminderungskonzepte leiser zu machen — 
etwa durch Regelungen, wie viele Flugzeuge überhaupt 
dort starten und landen dürfen. 

Ähnlich sieht es Horst Becker. Früher vertrat der 
Grüne die Stadt Lohmar in der Fluglärmkommission des 
Köln/Bonner Airports. Mittlerweile ist er parlamentari-
scher Staatssekretär in Düsseldorf, musste aber nach der 
vorgezogenen Neuwahl 2012 vom Verkehrs- ins Umwelt-
ministerium wechseln; sein Einsatz für ein Nachtflugver-
bot hatte zu Spannungen in der rot-grünen Koalition 
geführt. Becker verfolgt die Geschichte des Köln-Bonner 
Flughafens seit Jahrzehnten. Dass es nie ein Planfeststel-
lungsverfahren gegeben hat, obwohl der Flughafen sich 
bezüglich Infrastruktur und Kapazität ständig erweitert, 
empört ihn: »Der Flughafen agiert wie immer: Mit einer 
Salami-Taktik legt er scheibchenweise Neuerungen vor, 
um das PFV zu umgehen. Und die Stadt Köln — allen 
voran OB und SPD — legt kein Veto ein! Sie sind nichts 
anderes als eifrige Dienstleister des Flughafens.« Becker 
hofft nun, dass Umweltverbände ein solches Verfahren 
doch noch gerichtlich erwirken.

Ja, einerseits ist die Debatte um den Köln/Bonner Flug-
hafen und den Fluglärm sehr kompliziert. — Andererseits ist 
alles aber auch ganz einfach. Es geht um den Konflikt zweier 
Auffassungen: Ist der Flugverkehr notwendig für wirtschaft-
lichen Erfolg, für Arbeitsplätze und Wohlstand? Oder hat die 
Gesundheit der Menschen, ihr Schutz vor nächtlichem Flug-
lärm Vorrang? »Im Grundgesetz steht etwas von körperli-
cher Unversehrtheit«, sagt Horst Becker. »Aber nichts von 
nächtlichen 4-Stunden-Jobs bei Lohndumping.«  
Text: Anja Albert, Bernd Wilberg  |  Fotos: Manfred Wegener

2010
Die neue rot-grüne Landes
regierung vereinbart im Koa
litionsvertrag, Passagierflüge 
am Flughafen Köln/Bonn  
zwischen Mitternacht und  
5 Uhr zu verbieten.

März 2012
Im März fordert der Rat der 
Stadt Köln von NRW-Verkehrs-
minister Harry Voigtsberger 
(SPD), Fluglärm zwischen  
22 und 6 Uhr zu verringern,  
den nächtlichen Passagierflug 
zu unterbinden und eine euro-
paweite Regelung anzustreben. 
Gleichzeitig verpflichtet sich 
der Rat, gegenüber dem Flug
hafen auf leisere Flieger zu 
drängen. 

April 2012
In der letzten Kabinettssitzung 
vor Auflösung des Landtags 
drängt Voigtsberger auf das 
Nachtflugverbot für Passagier-
flieger, am 18. April geht ein  
entsprechendes Schreiben  
an Bundesverkehrsminister 
Peter Ramsauer (CSU). 
Ramsauer versagt Ende August 
seine Zustimmung. 

» In den letzten zwei 
Jahren ist der Fluglärm 
immer schlimmer gewor­
den. Die Maschinen halten 
sich nicht an Flugrouten 
und brettern über unsere 
Häuser hinweg, teilweise 
alle zwei Minuten.
Christina Heidenreich,  
Neunkirchen-Seelscheid

» Meine drei Enkel wohnen über 
uns im Haus. Sie bekommen vom 
Lärm noch viel mehr mit als wir. 
Ich habe Angst, dass sie gesund­
heitliche Schäden davontragen.
Max Dorstenfeld, Rösrath-Forsbach


